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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Kulturpolitik und Publizistik 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zu der Satzung der Europäischen Schule 

— Drucksache IV/2733 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Huys 


Der Gesetzentwurf — Drucksache IV/2733 - — 
wurde in der 148. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 2. Dezember 1964 federführend an den 
Ausschuß für Kulturpolitik und Publizistik, mitbera- 
tend an den Ausschuß für auswärtige Angelegen- 
heiten und gemäß § 96 der Geschäftsordnung an 
den Haushaltsausschuß überwiesen. Der Ausschuß 
für Kulturpolitik und Publizistik hat den Gesetz- 
entwurf in seiner Sitzung am 1. April 1965 abschlie- 
ßend beraten. 

Die Europäische Schule befindet sich in Luxem- 
burg. Sie umfaßt einen Kindergarten, eine Grund- 
schule mit fünf und eine Höhere Schule mit sieben 
Schuljahren. Der Aufbau der Schule begann bald 
nach der Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl im Jahre 1953 mit der Grund- 
schule. 1954 wurde der Oberschulzweig eröffnet. 
Heute zählt die Schule 1306 Schüler aus 19 Nationen, 
darunter 194 deutsche Schüler. Es unterrichten 74 
Lehrkräfte; einschließlich des Schulleiters sind da- 
von 18 deutsche Staatsangehörige. 

Charakteristisch für die Schule ist die Regelung 
des Sprachproblems. Vom ersten Grundschuljahr an 
wird eine zweite Sprache gelehrt, vom dritten 
Schuljahr an wird in gemeinsamen Unterrichtsstun- 
den die zweite Sprache verwendet (Leibesübungen, 
Musik, Zeichnen, Werken und Handarbeit). Von der 
zweiten Klasse der Höheren Schule an ist in einzel- 
nen Fächern die zweite Sprache Unterrichtssprache. 
Weitere Schulen der gleichen Struktur gibt es in 
Brüssel, Mol (Belgien), Varese (Italien), Petten (Nie- 
derlande) und Karlsruhe. 

Träger der Europäischen Schule war zunächst eine 
Vereinigung der beteiligten Elternschaft. Dann, nach 
zweijährigen Regierungsverhandlungen, wurde ein 
zwischenstaatliches Abkommen getroffen, und zwar 


in der Form der Satzung der Europäischen Schule 
mit einer Prüfungsordnung für die europäische 
Reifeprüfung. Die Satzung wurde am 12. April 1957, 
die Prüfungsordnung am 15. Juni 1957 in Luxemburg 
von Vertretern der sechs Staaten unter Vorbehalt 
der Ratifikation unterzeichnet. Sprachliche Unge- 
nauigkeiten der deutschen Fassung erforderten ein 
Berichtigungsprotokoll, das am 17. März 1961 unter- 
zeichnet wurde. 

Nach Artikel 32 trat die Satzung nach Hinterle- 
gung der 4. Ratifikationsurkunde am 22. Februar 
1960 in Kraft, am 19. Mai 1960 hinterlegten die Nie- 
derlande als 5. Staat die Ratifikationsurkunde, und 
nunmehr ist die Bundesrepublik der einzige Ver- 
tragsstaat, dessen Ratifikation noch aussteht. 

Die Länder der Bundesrepublik sind vor Unter- 
zeichnung des Abkommens mit diesem befaßt wor- 
den und haben ihm inzwischen zugestimmt. 

Das oberste Organ der Schule, welche die Stellung 
einer öffentlichen Anstalt mit Rechtspersönlichkeit 
besitzt, ist der „Oberste Schulrat" (Artikel 8 bis 14 
der Satzung). Sechs Kultusminister der Teilnehmer- 
staaten mit je einer Stimme bilden dieses Gremium. 
Für die Bundesrepublik ist in Artikel 8 festgelegt, 
daß der Bundesminister des Auswärtigen und der 
Präsident der Ständigen Konferenz der Kultusminister 
gemeinsam zuständig sind. Da nach Artikel 27 der 
Satzung die Europäische Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl zunächst 45 °/o, jetzt 49 °/o der laufenden 
Kosten der Schule zu tragen hat, hat sie ebenfalls 
Sitz und Stimme im „Obersten Schulrat". 

Der „Oberste Schulrat" verabschiedet den jähr- 
lichen Haushaltsvoranschlag und den Jahresabschluß 
und beschließt die Verteilung der Lasten auf die ver- 
tragschließenden Teile. Im Rechnungsjahr 1962/63 
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entfielen auf die Bundesrepublik Deutschland 
11,705% der Gesamtkosten in Höhe von 38 462 990 
bfrs. Im Haushaltsplan der Bundesregierung findet 
sich dieser Betrag im Schulfonds des Auswärtigen 
Amtes, Kapitel 05 02, Titel 303. 

Der Bundesrat hat sich in seiner 274. Sitzung am 
6. November 1964 mit dieser Satzung befaßt und be- 
schlossen, keine Einwendungen gemäß Artikel 76 
Absatz 2 GG zu erheben. Gleichzeitig hat der Bun- 
desrat in einer Entschließung folgendes festgestellt: 
Nach seiner Auffassung sei eine Gesetzgebungs- 
kompetenz des Bundes für den Gesetzesentwurf ins- 
gesamt nicht gegeben, da die Satzung der Europäi- 
schen Schule, die Prüfungsordung der Europäischen 
Reifeprüfung und das Berichtigungsprotokoll zumin- 
dest in wesentlichen Teilen nur Gegenstände regel- 
ten, für die ausschließlich die Länder zuständig 
seien. Im Hinblick auf die Lindauer Vereinbarung 
erhebe er, der Bundesrat, indessen keine Einwen- 
dungen, weise aber darauf hin, daß die Abkommen 
erst ratifiziert werden könnten, wenn sämtliche Län- 


der ihr Einverständnis gemäß Nummer 3 der Lin- 
dauer Vereinbarung erklärt hätten. 

Des weiteren bittet der Bundesrat in der Ent- 
schließung die Bundesregierung, in weiteren Ver- 
handlungen mit den vertragschließenden Staaten 
darauf hinzuwirken, daß die von den Ländern bei 
den bisherigen Beratungen zu dem Vertragswerk 
vorgebrachten Änderungswünsche berücksichtigt 
werden und weist zum Schluß darauf hin, daß der 
vorliegende Gesetzentwurf nicht die Stellungnahme 
des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf betreffend 
das am 13. April 1962 in Luxemburg Unterzeichnete 
Protokoll über die Gründung Europäischer Schulen 
präjudiziert. 

Der Ausschuß hat diese Entschließung zur Kennt- 
nis genommen. 

Der Ausschuß empfiehlt in Übereinstimmung mit 
dem Votum des an der Beratung mitbeteiligten Aus- 
schusses für auswärtige Angelegenheiten dem Ge- 
setzentwurf zuzustimmen. 


Bonn, den 1. April 1965 


Dr. Huys 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2733 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 1. April 1965 


Der Ausschuß für Kulturpolitik 
und Publizistik 


Dr. Martin 

Vorsitzender 


Dr. Huys 

Berichterstatter 
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